
(§ 137 ZGB) über die Eigenschaften dieses Geräts und 
seine Bedienung und Behandlung informieren kann. 
Eine Verletzung der Rechtspflicht des Reiseveranstal­
ters zur Information und Beratung des Bürgers kann 
eine nichtvertragsgemäße Erfüllung sein, die materielle 
Verantwortlichkeit des Reiseveranstalters begründen 
kann.
Zu solchen Rechtspflichtverletzungen gehören z. B. we­
sentliche Programmänderungen entgegen den vertrag­
lichen Vereinbarungen (vgl. OG, Urteil vom 11. März 
1975 - 2 Uz 2/74 - NJ 1975 S. 431), das Fehlen zuge­
sicherter Eigenschaften (ruhige Lage des Hotels), das 
Unterlassen notwendiger Informationen.
Rechtlich nicht relevant ist es dagegen, wenn die tat­
sächlichen Gegebenheiten einer Reise nur nach den sub­
jektiven Vorstellungen des Bürgers nicht seinen Er­
wartungen entsprechen, Rechtspflichtverletzungen des 
Reiseveranstalters aber nicht vorliegen.
Dem Reisebüro obliegt auch die Rechtspflicht, die Bür­
ger bei Auslandsreisen in erforderlichem Umfang über 
Zoll-, Währungs- und Gesundheitsbestimmungen zu in­
formieren (§ 205 Satz 2 ZGB). Wenn auch die Wahrneh­
mung dieser Pflicht sowohl grundsätzlich als auch im 
Einzelfall kompliziert ist, so muß doch von einem so­
zialistischen Dienstleistungsbetrieb erwartet werden, 
daß er die Bürger „in erforderlichem Umfang“ infor­
miert, wie es im Gesetz einschränkend heißt.
Diese Einschränkung des Gesetzes trägt den objektiven 
Schwierigkeiten Rechnung, die für den Reiseveranstalter 
bestehen, sich über nicht zu seinem Verantwortungs­
bereich gehörende in- und ausländische staatliche Re­
gelungen Kenntnis zu verschaffen und seine Kunden 
rechtzeitig über kurzfristige Änderungen dieser Bestim­
mungen zu informieren. Deshalb kann die Formulie­
rung „in erforderlichem Umfang“ nur so ausgelegt wer­
den, daß sich die Informationspflicht des Reiseveran­
stalters darauf beschränkt, die Bürger über solche in­
ner- und außerstaatliche Regelungen aufzuklären, de­
ren Einhaltung für die Verwirklichung der Reise un­
u m g ä n g l i c h  sind. Dazu gehören die notwendigen 
Informationen über Paß- und Visafragen, über Gesund­
heitsatteste (insbesondere bei Kurreisen), über gesetz­
liche Höchstumtauschsätze für Devisen sowie über Aus- 
und Einfuhrverbote bzw. -beschränkungen der Zoll­
organe.
Kann die Auslandsreise eines Bürgers wegen des Aus­
bleibens notwendiger Informationen bzw. wegen Fehl­
informationen durch den Reiseveranstalter nicht reali­
siert werden, wird zu prüfen sein, ob der Reiseveran­
stalter alle ihm durch die sozialistischen Produktions­
verhältnisse gegebenen Möglichkeiten ausgenutzt hat, 
um die Umstände, die zum Schaden geführt haben, ab­
zuwenden (§334 ZGB). Dabei obliegt m. E. den Bür­
gern insbesondere für die über den „erforderlichen Um­
fang“ der Information durch den Reiseveranstalter hin­
ausgehenden, für den reibungslosen Ablauf der Reise 
aber gleichfalls erforderlichen Kenntnisse über staat­
liche Regelungen im Zusammenhang mit einer Aus­
landsreise eine rechtliche Mitwirkungspflicht. Eine 
solche Pflicht der Bürger ist in einem Entwurf der 
neuen Leistungsbedingungen des Reisebüros der DDR 
vorgesehen, mit denen die AO über die Allgemeinen 
Bedingungen für Leistungen des Reisebüros der DDR 
vom 10. Mai 1967 (GBl. II S. 289) abgelöst werden soll.
In diesem Sinne ist auch die Beratungspflicht des Reise­
veranstalters zu verstehen. Er hat den Bürger auf alle 
für die ordnungsgemäße Durchführung der Reise not­
wendigen Mitwirkungshandlungen hinzuweisen; ggf. 
muß er ihm dasjenige staatliche Organ nennen, das ihn 
am sachkundigsten über alle seine Reise betreffenden 
Fragen informieren kann (z. B. Ministerium für Ge­
sundheitswesen, Zollverwaltung).

Inhalt des Reiseleistnngsvertrags

Die in § 206 ZGB festgelegten inhaltlichen Erfordernisse 
des Reiseleistungsvertrags werden in den in Vorberei­
tung befindlichen Leistungsbedingungen des Reisebüros 
der DDR konkretisiert und vertragsspezifisch ausgestal­
tet, insbesondere hinsichtlich der Pflichten der Vertrags­
partner. Zu den Pflichten des Reisebüros gehört es, den 
Kunden bereits bei der Buchung einer Reise über das 
Reiseprogramm und die Teilnahmebedingungen zu in­
formieren sowie ihn über alle Veränderungen des Ver-, 
tragsinhalts zu unterrichten und ihm bei wesentlichen 
Veränderungen (z. B. Reisezieländerungen bei Dauer­
aufenthalten und größere Programmänderungen) im 
Rahmen der Möglichkeiten ein Ersatzangebot zu unter­
breiten. Zu den Pflichten des Kunden gehört es, daß er 
rechtzeitig am vereinbarten Treffpunkt erscheint, den 
Hinweisen der zuständigen Mitarbeiter oder Beauf­
tragten des Reisebüros Folge leistet und sich bei Aus­
landsreisen auch selbst über geltende staatliche Rege­
lungen informiert, diese einhält und beachtet 
Die Bestimmung des § 206 ZGB über den Vertragsinhalt 
hat eine direkte Beziehung zur Informationspflicht des 
Reiseveranstalters aus § 205 ZGB, und zwar insoweit, als 
die Informationen über die Reise (z. B. über Fahrtroute, 
Reiseziel, Preis, Kategorie der Leistungen) Inhalt des 
Reiseleistungsvertrags geworden sind. In diesem Zu­
sammenhang ist darauf hinzuweisen, daß die dem Bür­
ger mit Hilfe von Angebotskatalogen und Reisepro­
spekten erteilten Informationen unter bestimmten Vor­
aussetzungen rechtliche Verbindlichkeit erlangen kön­
nen. Diese Rechtsverbindlichkeit muß allerdings dann 
ausgeschlossen werden, wenn sich derartige Angaben 
nicht ausdrücklich auf die vereinbarten Leistungen be­
ziehen (z. B. allgemeine Angaben über Witterungsbedin­
gungen und Landschaft) oder wenn ihnen konkrete ver­
tragliche Vereinbarungen entgegenstehen. Das können 
z. B. Vereinbarungen über Sanitäranlagen (Bad oder 
Dusche) oder über Ein-, Zwei- oder Mehrbettzimmer 
sein, da solche Angaben in Prospekten aus werbepsy­
chologischen Aspekten meist allgemeiner gehalten sind 
und im Einzelfall daher unrichtig erscheinen können.

Zustandekommen des Reiseleistungsvertrags

Nach den künftigen Leistungsbedingungen des Reise­
büros, mit denen § 207 ZGB konkretisiert wird, ist zu 
unterscheiden zwischen Reiseleistungsverträgen, die an 
eine bestimmte Form gebunden sind und mit der Unter­
zeichnung bei der Buchung rechtliche Verbindlichkeit 
erlangen, und formlosen Verträgen, die mit der Zah­
lung des Preises durch den Bürger und der Aushändi­
gung des Teilnehmerbelegs durch das Reisebüro Zu­
standekommen.
Den immer breiter werdenden Interessen der Bürger 
nach individueller Reise- und Urlaubsgestaltung Rech­
nung tragend, werden die neuen Leistungsbedingungen 
noch eine besondere Form des Zustandekommens eines 
Reiseleistungsvertrags regeln. So wird das Reisebüro 
außerhalb seiner fest vorbereiteten Programme und 
Leistungen spezielle Kundenwünsche für touristische 
Leistungen — meist Unterbringungs- und Verpflegungs­
leistungen — bei seinen Vertragspartnern bestellen.
Bei individuellen Kundenwünschen kann das Reisebüro 
bei der Entgegennahme eines Auftrags in der Regel 
noch nicht verbindlich Zusagen, ob die spezielle Lei­
stung realisiert werden kann, da dies von den Mög­
lichkeiten seines ausländischen Vertragspartners ab­
hängig ist. Da in einem solchen Fall der die Bestellung 
des Reisebüros annehmende ausländische Partner diese 
als verbindlich ansehen muß und entsprechende Maß­
nahmen veranlaßt, hat das Reisebüro dem Kunden mit­
zuteilen, daß seine Vorbestellung unmittelbar mit der
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